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Albrecht von Lucke

Die neue Protestwelle oder:  
Wer gehört zum Wir?

Vor jetzt fünf Jahren, am 5. September 
2015, setzte in Ungarn mit dem Marsch 
der Tausenden auf der Autobahn Rich-
tung Deutschland die große Flucht-
bewegung aus Syrien und den Anrai-
nerstaaten in die Bundesrepublik ein. 
Was innenpolitisch folgte, war der 
Aufstieg der AfD und der Absturz 
der Kanzlerin; aus „Mutti“ wurde die 
„Volksverräterin“. Heute ist Merkel 
wieder die mit Abstand beliebteste 
deutsche Politikerin, steht die Union 
wieder bei ihren Werten von vor der 
Krise, mit klarem Vorsprung vor der 
Konkurrenz. Und die AfD ist auf dem 
besten Wege, sich selbst zu zerlegen. 
Also alles wieder „in Ordnung“, alles 
wie vor der großen Flucht, dank Corona 
als dem großen gamechanger? 

Keineswegs. Der Diskurs in 
Deutschland ist nachhaltig vergiftet, 
das haben die vergangenen Monate 
eindrucksvoll bewiesen, in denen wir 
erneut eine große Debatte über Gewalt 
von Migranten erlebten. 

Drei spezifische Ausprägungen von 
Protest und Aufruhr prägten diesen 
heißen Sommer: die Hygienedemos 
„besorgter Bürger“, vulgo: Corona- 
leugner, gegen die Regierungspolitik,1 
die Antirassismusproteste nach der Er-
mordung von George Floyd in den USA 
und die diversen Ausschreitungen fei-
ernder Jugendlicher gegen die Polizei. 

Vor allem die spontanen Krawal-
le auf dem Stuttgarter Schlossplatz 
und auf dem Opernplatz in Frankfurt 
am Main wurden umgehend zu einem 
Problem der Migranten, ja sogar der 

1	 Vgl. Albrecht von Lucke, Widerstand 2020: 
Wer reitet die Corona-Welle, in: „Blätter“, 
6/2020, S. 5-8.

Flüchtlinge erklärt. Dabei hatte selbst 
die Stuttgarter Polizei die dortige „Par-
ty- und Event-Szene“ für die Aus-
schreitungen verantwortlich gemacht. 
Offensichtlich hatte sich bei denen,  
die wegen Corona schon länger nicht 
mehr feiern konnten, der angestaute 
Frust auf die Obrigkeit entladen. Be-
obachter und Experten kamen zu dem 
Schluss, dass es sich bei den haupt-
sächlich männlichen Tätern, in der Re-
gel Jugendliche oder junge Erwach-
sene, etwa um ein Drittel sogenannte 
Biodeutsche, ein Drittel Deutsche mit 
Migrationshintergrund und ein Drittel 
Geflüchtete gehandelt habe.2

Dennoch wurde die Debatte in Rich-
tung der Flüchtlinge kanalisiert, ins-
besondere durch einen parteiüber-
greifenden offenen Brief der süddeut-
schen Bürgermeister Richard Arnold 
(Schorndorf), Matthias Klopfer (Schwä-
bisch Gmünd) und Boris Palmer (Tü-
bingen).3 Obwohl die Autoren darin zu 
Recht feststellen, dass „zweifelsohne 
[...] die Mehrheit der Krawallbrüder in 
Stuttgart keine Geflüchteten waren“, 
richtete sich das Hauptaugenmerk ih-
rer Intervention fast ausschließlich auf 
die jungen Flüchtlinge.

Hier manifestiert sich ein fatales Er-
be. Bereits 2018, und ausgerechnet 
nach den rechtsradikalen Ausschrei-
tungen von Chemnitz, hatte Bundesin-
nenminister Horst Seehofer die Migra-
tion als die „Mutter aller Probleme“ 
bezeichnet. Eine ungeheure Aussage 

2	 Siehe etwa Rüdiger Soldt, Die Zerstörungswut 
einer Partymeute, in: „Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung“, 21.6.2020.

3	 Im Wortlaut dokumentiert u.a. in der 
Rhein-Neckar-Zeitung, www.rnz.de, 21.7.2020.
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(genau wie Seehofers Unwort von der 
„Herrschaft des Unrechts“), weil sie Ur-
sache und Wirkung radikal verkehrt. 
Nicht die Migration ist das ursächli-
che Problem, sondern es sind die Um-
stände, die – wie in Syrien – die Men-
schen zur Migration zwingen. Doch 
indem die Migration als solche ange-
prangert wird, werden faktisch sämtli-
che Migranten stigmatisiert und völlig 
undifferenziert zum Problem erklärt. 

»Echte« oder »unechte« Deutsche? 

Diese Abwertung wendet sich auch 
gegen die zweite an den Protesten be-
teiligte Gruppe, die sogenannten Deut-
schen mit Migrationshintergrund. Be-
reits die landläufige, inzwischen fast 
schon eingebürgerte Unterscheidung 
zwischen angeblichen „Biodeutschen“ 
und Deutschen mit Migrationshinter-
grund ist hoch gefährlich, da sie den 
Eindruck erweckt bzw. verfestigt, 
wir hätten es (immer noch) mit zwei 
Sorten von Deutschen zu tun – eben 
„biologisch echten“ (um nicht zu sa-
gen „reinen“) und „unechten“ Deut-
schen, als Bürgern zweiter Klasse. 
Wie gefährlich eine derartige Deklas-
sierung ist, sollte eigentlich bereits die 
Mordserie des NSU gezeigt haben, aber 
auch – für all jene, die diese bereits ver-
gessen haben – die tödlichen Schüsse 
von Hanau im Februar dieses Jahres 
mit insgesamt zehn Opfern – außer der 
Mutter des Täters alles Menschen mit 
Migrationshintergrund, die eben gera-
de deshalb zu Mordopfern wurden.

Das aber verweist auf ein funda-
mentales Problem im innerdeutschen 
Vereinigungsprozess: Drei Jahrzehnte 
lang wurde der gesamte Einheitsdis-
kurs primär als eine Debatte zwischen 
West- und Ost-Deutschen geführt.4 
Und fatalerweise hat die Dominanz der 
Pegida- und AfD-Debatte der vergan-
genen fünf Jahre unter ihrem Leitmo-

4	 Zur kritischen Historisierung des Einheits- 
prozesses siehe auch den Beitrag von Jürgen 
Habermas in dieser Ausgabe.

tiv „Integriert doch erst mal uns“ (Pet-
ra Köpping) diese Fokussierung auf die 
„biodeutschen“ Bürger noch zusätz-
lich verstärkt. 

Wer dagegen bis heute keine ad-
äquate Stimme im öffentlichen Ein-
heitsdiskurs hat, sind die Millionen 
von Menschen mit Migrationsge-
schichte, die in der 75jährigen bundes-
republikanischen Geschichte längst zu 
Deutschen geworden sind. Auch man-
gels eigener Lobby kommen sie in der 
Debatte kaum vor. Dabei ist der Migra-
tionshintergrund in weiten Teilen 
Deutschlands längst der Normalfall. 
Laut der jüngsten Erhebung des Statis-
tischen Bundesamts hatten im vergan-
genen Jahr gut 21 Millionen Menschen 
und somit 26 Prozent der Bevölkerung 
in Deutschland einen Migrationshin-
tergrund.5 Speziell in Großstädten liegt 
der Anteil gerade bei der jüngeren Ge-
neration sogar deutlich über 40 Pro-
zent. Die meisten von ihnen sind gut 
integriert und tragen mit ihrer Arbeit 
zum Wohlstand des Landes bei. Migra-
tion und ihre Folgen sind hier also nicht 
das Problem, sondern die Realität – 
aber leider immer noch keine Normali-
tät in den öffentlichen Debatten. 

Dreißig Jahre nach Herstellung der 
deutschen Einheit brauchen wir offen-
sichtlich eine grundlegende Verstän-
digung über die Frage, wer heute mit 
dem „Wir sind das Volk“ gemeint ist. 

Eine solche Debatte müsste aber 
schon bei den Begriffen ansetzen – 
und bei der folgenreichen Einteilung 
in Bio- und sonstige Deutsche. „Be-
troffenheit reicht längst nicht mehr“, 
sagte Bundestagspräsident Wolfgang 
Schäuble nach den Anschlägen von 
Hanau. Gefordert sei in erster Linie 
„Aufrichtigkeit“. Das aber würde be-
deuten, zuerst einmal anzuerkennen, 
dass wir es heute mit einer völlig an-
deren Gesellschaft als vor 75 oder auch 
noch vor 30 Jahren zu tun haben – und 
dass wir eine gänzlich andere Ant-

5	 Vgl. die Pressemitteilung vom 28. Juli 2020 
unter www.destatis.de.
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wort auf die aktuellen Probleme geben 
müssen als „Die Migration ist schuld“.

Woher kommt die Gewalt?

Eine Funktion erfüllt „der Migrant“ 
als Sündenbock nämlich allemal. Er 
exkulpiert die Mehrheitsgesellschaft 
– und erspart ihr die eigentliche, 
schmerzhafte Frage: Woher kommt die 
Gewalt, die sich heute regelmäßig ge-
gen die Polizei entlädt? 

So richtig es daher ist, auch nach den 
familiären Hintergründen der Kra-
wallmacher zu fragen – mit Stamm-
baumforschung den Migrationshinter-
grund noch in der dritten Generation 
zu suchen und auszuleuchten, wird der 
Sache nicht gerecht. Allein die Her-
kunft gibt noch keine Antwort auf die 
Frage nach dem Ursprung der Gewalt.

Zu einfach ist es allerdings auch, die 
teils massive Gewalt gegen die Polizei 
– und damit auch implizit gegen das 
Gewaltmonopol des Staates – einfach 
als unpolitisch abzutun. Denn faktisch 
haben wir es hier mit einem spiegel-
bildlichen Phänomen zu tun: Ähnlich 
wie mit „der Migrant“ wird hier eben-
falls ein Kollektivsingular – „die Poli-
zei“ – zum Sündenbock für das eigent-
lich Kritisierte gemacht. 

Allerdings stammt das infame Kür-
zel ACAB – „All cops are bastards“ – 
in aller Regel gerade nicht von Flücht-
lingen. Von diesen wird der deutsche 
Staat aufgrund ganz anderer eigener 
Gewalterfahrungen in den Herkunfts-
staaten oft eher als zu schwach emp-
funden, weshalb sie die Polizei in Tei-
len nicht ernst nehmen. Die jüngste Po-
pularität des gerade in Antifa-Kreisen 
gängigen ACAB rührt dagegen eher 
aus der völlig unverhältnismäßigen 
Gleichsetzung der deutschen mit der 
US-amerikanischen Polizei, speziell 
nach der Ermordung von George Floyd. 
 Was den Protest von Deutschen mit 
Migrationshintergrund anbelangt, 
gilt es zugleich jedoch etwas ande-
res anzuerkennen – dass nämlich wei-

ße und schwarze, genauer: nicht-wei-
ße Deutsche höchst unterschiedliche 
Erfahrungen mit der Polizei machen. 
Wenn daher etwa Markus Söder im 
ZDF-Sommerinterview pauschal er-
klärt, „Polizisten sind in Deutschland 
die Guten“,6 dann bringt dieser Per-
silschein für die Ordnungshüter gleich 
dreierlei zum Ausdruck: erstens reinen 
Populismus, weil der CSU-Chef ganz 
genau um die enorme Zustimmung der 
Bevölkerung zur Polizei weiß, gerade 
angesichts der massiven Randale. 

Zweitens aber widerspricht die Aus-
sage den Erkenntnissen der zurücklie-
genden Wochen, wonach allein inner-
halb der hessischen Polizei mehr als 70 
Verdachtsfälle auf Rechtsextremismus 
in den vergangenen Jahren ermittelt 
wurden.7 Und drittens geht sie an der 
Erfahrung vieler Menschen mit Migra-
tionsgeschichte fundamental vorbei, 
die Polizisten keinesfalls nur als „die 
Guten“ erleben.8

Doch so wie von Geflüchteten ge-
nauso wie von allen Deutschen, ob mit 
oder ohne Migrationshintergrund, er-
wartet werden kann, dass sie das staat-
liche Gewaltmonopol akzeptieren, so 
kann auch von „Biodeutschen“ erwar-
tet werden, dass sie endlich zur Kennt-
nis nehmen, dass People of Colour zum 
Teil ganz anders von Polizeigewalt be-
troffen sind als sie selbst. Denn oh-
ne Respekt vor der Lebensrealität von 
Menschen mit Migrationshintergrund 
werden wir deren Respekt vor dem 
Rechtsstaat nicht befördern.

Zu Recht wurde in der Gewaltdebat-
te auf Parallelen zu den Halbstarken-
protesten der 1950er Jahre hingewie-
sen. Erstens haben wir es in beiden Fäl-
len mit jugendlicher und männlicher 
Gewalt zu tun. Und genau wie heute 
handelte es sich auch damals um einen 
Kampf um Anerkennung. Stärker noch 

6	 Vgl. www.zdf.de, 19.7.2020.
7	 Vgl. Matthias Bartsch, „Das ist so widerwär-

tig, da dreht sich einem der Magen um“, www.
spiegel.de, 29.7.2020.

8	 Vgl. dazu Marvin Oppong, Ganz normal in 
Deutschland: Rassismus in der Polizei, in: 
„Blätter“, 7/2020, S. 89-96.
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als für die berühmten Schwabinger 
Krawalle von 1962, die teilweise schon 
ein Protest aus studentischem Über-
druss an den „bürgerlichen Verhältnis-
sen“ und damit ein Vorschein von ‘68 
waren, gilt dies für die Ausschreitun-
gen der 1950er Jahre. Die seither ein-
deutig negativ konnotierten Halbstar-
ken entstammten vor allem der Arbei-
terklasse, die weder über hinreichend 
Wohnraum noch über einschlägige 
„Locations“ verfügte, weshalb sich das 
private Leben der Heranwachsenden 
stark im öffentlichen Raum abspielte. 
Doch aus der damaligen „marginali-
sierten Generation“9 wurden anschlie-
ßend, wenn nicht gleich Verfassungs-
patrioten, so doch mit Sicherheit durch-
aus rechtschaffene Bürger, Familienvä-
ter und Steuerzahler.

Hier zeigt sich: Ein Rechtsstaat ge-
nießt nur so viel Anerkennung, wie er 
tatsächlich Gerechtigkeit und sozia-
len Zusammenhalt stiftet – und vor al-
lem die Chance zu sozialem Aufstieg. 
Genau das leistete die Bundesrepublik 
in bemerkenswerter Weise nach 1945. 
Nach 1989 gelang dies auf den Osten 
bezogen schon weniger, und heute ste-
hen wir vor der dritten und vielleicht 
größten Herausforderung – der Inte- 
gration all jener, die nicht familiär seit 
Generationen zu Deutschland gehören. 

Genau hier liegt heute das Pro- 
blem: Solange Deutsche mit Migra- 
tionshintergrund nicht über vergleich-
bare Chancen wie „Bio-Deutsche“ ver-
fügen, wird auch ihre Zustimmung zu 
diesem Staat nicht dieselbe sein. 

Dieser Kampf um Anerkennung hat 
jedoch nicht nur eine materielle Seite, 
sondern auch – und vielleicht wichti-
ger noch – eine immaterielle, demo-
kratische. Wie weit Deutschland an 
dieser Stelle noch immer zurück liegt 
und in seinem „biodeutschen“ Selbst-
verständnis befangen ist, demons- 
triert die Tatsache, dass eine schwarze  
Vizekanzlerin wie Kamala Harris bei 

9	 David Bebnowski, Generation und Geltung: 
Von den „45ern“ zur „Generation Praktikum“ , 
Bielefeld 2012, S. 58.

uns wohl noch immer undenkbar wäre; 
von einem schwarzen (oder auch tür-
kischen) Kanzler wie Barack Obama  
ganz zu schweigen. Um diesem Zu-
stand endlich Abhilfe zu schaffen, 
muss man nicht einmal, euphemistisch 
aufgeladen, von einer multikulturellen 
Gesellschaft sprechen. Im Gegenteil: 
Es geht heute gerade nicht um die För-
derung der Multikulturalität als einer 
Gesellschaft der unterschiedlichen, im 
schlimmsten Fall identitär abgeschot-
teten Kulturen, sondern vielmehr um 
die Anerkennung eines universalisti-
schen Erbes: Jeder Mensch, egal wel-
cher Abstammung und Herkunft, muss 
als Bürger dieses Landes alle demo-
kratischen Möglichkeiten in Anspruch 
nehmen können. 

Der ehemalige Migrant oder Flücht-
ling verkörpert aber noch einen weite-
ren universalistischen Anspruch: näm-
lich das „Recht [eines jeden], Rechte 
zu haben“ (Hannah Arendt) – auch das 
Recht, nicht aus seiner Heimat vertrie-
ben zu werden. Der Migrant als Bote 
der globalen Verheerungen reißt uns 
damit aus unserem lieb gewonnenen 
nationalen Biedermeier und konfron-
tiert uns mit den globalen Realitäten. 
Denn er macht deutlich, dass die Pro-
bleme der Welt, ob Kriege oder Klima-
krisen, längst auch unsere, ja sogar 
die von uns erzeugten Probleme sind. 
Dieser Ausbruch aus unserer alten, 
„biodeutschen“ Übersichtlichkeit ist 
zweifellos ungemütlich; und vielleicht 
ist das ja der eigentliche Grund, warum 
sich viele „den Migranten“ und seinen 
oft brutalen Überlebenshintergrund bis 
heute am liebsten vom Leibe halten – 
weil er uns nämlich mit unserer wirk-
lichen Verantwortung konfrontiert, die 
weit über nationale Befindlichkeiten 
und Identitätsfragen hinausgeht. Sich 
dieser Verantwortung zu stellen, ver-
langt daher auch, die längst real exis-
tierende deutsche Diversität endlich 
auch politisch anzuerkennen und in 
den staatlichen und gesellschaftlichen 
Institutionen wie in der Öffentlichkeit 
angemessen zu repräsentieren.


